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Nach den Ereignisse vom Jahr 1848 stabilisierte Franz Joseph I. seine Macht mit der 
Niederschlagung des ungarischen Freiheitskrieges. Dadurch konnte er den Absolutismus 
gemäß den Prinzipien von Sylvesterpatent stärken. Der Monarch wollte den Aufbau der 
Staatsorganisation auf dem Gebiet des Kaisertum Österreich gleichschalten. Nach der 
Niederschlagung des ungarischen Freiheitskrieges waren Ungarn und Kroatien die Teile 
des Kaisertum Österreich.1 Franz Joseph I. legte die Konzeption der Verwaltungsreform 
im zum Silvesterpatent anliegenden Allerhöchstes Kabinetsschreiben fest, das die im 
Januar von 1853 gegebene Patenten vollzogen.2 
Das Zustandebringen der Bezirksämter war verbindlich gemäß des Silvesterpatentes in 
jeden Länder. Diese Organe bewahrten die ursprüngliche Bezeichnungen, an die sich die 
Bewohnerschaft gewöhnten.3 Der Kaiser wünschte, dass die Bezirksämter die Untertanen 
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bedienen und näher bei ihnen sind, während des Versehens der Verwaltungsaufgaben. Die 
Zähle der Bezirksämter waren erhöht, so die Größen ihrer Zuständigkeitsgebiete 
nahmen ab. Daneben wurden die Verwaltungskompetenzen, die Aufgaben der Recht-
sprechung und die Steuereintreibung in den Bezirksämter zentralisiert,4 deswegen 
konnte der Grundsatz von der Trennung der Gewalten auf dieser Stufe der Staatsorganisa-
tion zur Geltung nicht gelangen.5 Die neue Verwaltungseinheiten wurden „gemischte” 
Bezirksämter wegen ihres weiten Wirkunsgskreises genannt.6 Die Kreisämter waren der 
Bezirksebene übergeordnet.7 Die Rollen der Kreisämter kamen die Komitatsbehörde in 
Ungarn zu. Die Statthalterei führten die Länder, und die Leiter der Statthalterei waren die 
Statthalter, die von dem Herrscher ernannt wurden. Die Landesführer wurden statt den 
Statthalter in der kleinere Länder ernannt. Eine ungarische Eigenart war, dass jede 
Statthalterei-Abteilung, die sich nach der Einteilung der Distrikten richten, die Länder statt 
der einheitlichen Statthalterei leitete.8 
Diese Verordnung im Jahr 1853 schuf eine einheitliche Verwaltungsorganisation in dem 
vollständigen Österreichischen Kaisertum,9 obwohl die Länder die traditionelle Benennungen 
der Verwaltungsorganen bewahren konnten. Diese Organen besaßen gleiche Charakteristi-
ken in jeden Länder, so die Länder die verwaltungsrechtliche Besonderheiten verloren. 
Die Verwaltungsorganisationen von Ungarn und Kroatien wurden homogen mit der 
österreichischen Erbländer während des Neoabsolutismus bis zum dem Oktoberdiplom im 
Jahr 1860.10 Das Oktoberdiplom herstellte die ständische Komitaten und die vor 1848 
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Verwaltungssystem in Ungarn wieder. Die ungarische Regierung organisierte diese 
ständische Verwaltungsorganisation mit der Annahme des Gesetzartikels XLII von 1870 
nach dem Ausgleich um. Dieser Gesetzartikel erschuf die Administration entsprechend die 
Zeitbedürfnisse in Ungarn.11 
In den westlichen Ländern von Österreichischem Kaisertum änderte nicht der Aufbau 
der Verwaltungsorganisation bis den Österreichisch-Ungarischen Ausgleich. Anlässlich 
des Ausgleichs war der Monarch wegen der militärischen Niederlagen und der 
Finanzproblemen gezwungen, politische Vergünstigungen in Cisleithanien zu gewähren. 
Deshalb konnten die liberale Politiker, die in der Mehrheit in dem Reichsrat waren, 
Franz Joseph I. nötigen, die Erschaffung der rechtsstaatlichen Rahmen in Cisleithanien 
zu genehmigen. Der Reichsrat verwirklichte den konstitionellen Staat in fünfen 
Staatsgrundgesetze, die die Nachwelt die „Dezemberverfassung” zusammenfassend 
nennt.12 Diese Epoche war die Konstitutionalismus in Österreich, weil sich die Einrichtun-
gen der cisleitanischen Länder zur konstitutionellen Monarchie umwandelten. Diese 
Gesetze verwirklichten die Kontrolle vom Gewalt des Herrschers durch das gewählte Par-
lament. Das Reichsrat regulierte die den Staatsbürger zukommende Grundrechte, das 
Reichsgericht, das richterliche und exekutive Gewalt.13 Wir müssen das Gesetz über 
richterliche Gewalt aus diesen Gesetzen wegen behandeltes Themas prüfen. Der 14. § 
dieses Gesetzes regulierte die Trennung der Rechtsprechung und der Verwaltung auf allen 
Ebenen.14 Die Verwaltung wurde nach dem Ausgleich wegen dieser neuen Regulierung in 
den westlichen Ländern von dem Kaisertum Österreich wesentlich umorganisiert, wie in 
dem Königreich Ungarn. 
Ich möchte diese österreichische Verwaltungsorganisation mit den ungarischen 
Lösungen vergleichen, weil sich wesentlich verschiedene Territorialverwaltungen nach dem 
Ausgleich trotz der gleischaltenden Bestrebungen von Neoabsolutismus in der zwei 
Reichshälften von der Österreichisch-Ungarischen Monarchie konstituierten. Sieben-
bürgen wurde wieder zum Teil des Königreich Ungarns in dieser Zeit,15 deshalb sollte die 
ungarische Regierung gleiche Administration, wie die ungarische, in diesem Gebiet 
erschaffen.16 Kroa-tien wurde wieder auch der Oberhoheit des Königreich Ungarns unter-
geordnet, aber die kroatische Verwaltung blieb unabhängig wegen des Kroatisch-
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14  144. Staatsgrundgesetz vom 21. December 1867, über die richterliche Gewalt. RGBl. Jahrgang 1867. 399. p. 
15  DEÁK 2009, 75. p. 
16  KISTELEKI KÁROLY: Erdély és Magyarország első egyesülése: az 1848-as uniós törvény [Die erste 
Vereinigung von Siebenbürgen und Ungarn: das Unionsgesetz im Jahr 1848]. In: VERESS EMŐD (Hrsg.): 
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Ungarischen Ausgleiches.17 Daneben musste die ungarische Regierung den Status der Mili-
tärgrenze ordnen musste, deshalb hatte dieser Landesteil, der zwischen kroatischen und un-
garischen Staatsgebiete liegt, der Wiener Zentralregierung vor dem Ausgleich angehört. Die 
Militärgrenze wurde zwischen 1867 und 1873 demilitarisierte Zone,18 dann dieses Gebiet 
wurde von Kroatien im Jahr 1882 angegliedert.19 Die Bezirke auf der kroatischen Gebiete 




II. Die Verwaltungsorganisationen von Cisleithanien und Transleithanien nach dem Ausgleich 
 
Das 44. Gesetz vom 19. Mai 1868 verfügte über die Umgestaltung der Verwaltung auf dem 
Gebiet von Cisleithanien.20 Diese Rechtsquelle legte den Akzent auf die Statthaltereien und 
die Bezirkshauptmannschaften, also schaltete die Kreisebene aus der Organisationsstruktur 
aus.21 Die Wirkungskreise der Kreisämter wurde teils zur Statthalterei, teils zur 
Bezirkshauptmannschaft verwiesen, wodurch eine zweistufige Verwaltungsorganisation 
statt des früheren dreistufigen Systems ausgestaltet wurde. Der 1. § dieses Gesetzes trennte 
wieder die Verwaltung und die Rechtsprechung auf allen Ebenen der Staatsorganisation, 
deshalb konnte sich die zwei Gewalten auf der bezirklichen Ebene wieder absondern.22 Die 
Gesetzgebung machte die Länder zur Grundeinheit der Verwaltungsorganisation, an deren 
Spitze sie die Landeschefs einheitlich stellte. 
Die Benennung des Landeschefs befasste den Statthalter und den Landesprasident. Der 
Statthalter war der Einmannleiter der größeren Ländern, und der Landespräsident stand an 
der Spitze der kleineren Länder. Die politische Landesbehörde half die Arbeit der 
Landeschefs, deren Benennungen die Namen der Landeschefs auch folgten, so die 
politische Landesbehörde die Statthalterei oder die Landesregierung war. Insgesamt 14 
Länder nannte das Gesetz, aus denen neun als Statthalterei, fünf als Landesregierung 
funktionierten.23 
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Die Umbildung der ungarischen Verwaltungsorganisation dauerte langere Zeit, als 
in Cislethanien. Die ungarische Regierung wusste nämlich, dass die öffentliche 
Meinung über die Modernisierung der Komitattsstruktur sehr geteilt war, deshalb zählte 
die Regierung auf eine lange Debatte im Reichstag in dieser Frage.24 Deswegen 
verabschiedete der Reichstag den Gesetzartikel IV von 1869 vor die Absetzung dieses 
Themas von der Tagesordnung, der die Trennung der Rechtsprechung und der 
Verwaltung aussagte.25 Die Regierung möchte mit diesem Gesetz offenbar machen, dass 
sie nur Verwaltungsorgane aus den Komitaten mit der Abtrennung der Wirkungskreise 
von Judikatur zustande bringen wollte.26 Nach der gewarteten Reichtsagsdebatte von 
großer Wirkung bildete der Gesetzartikel XLII von 1870 die Gründe der 
rechtsstaatlichen Verwaltung aus.27 Die Munizipien wurden aus den königlichen freien 
Städten und den Komitaten mit der Berücksichtigung der historischen Traditionen 
organisiert, die die mittelstufige Verwaltungsaufgaben erfüllten. Die untere mittelstufige 
Verwaltungsebene verwirklichte sich durch die Aufteilung der Gebiete der Komitate. 
Diese Verwaltungseinheiten waren die Bezirke in Ungarn, die die Stuhlrichter leitete. 
Folglich baute keine selbständige Staatsverwaltungsorgane nach dem Ausgleich in 
Ungarn aus, weil die Leere in der Staatskasse herrschte. Das frühere Komitatsstruktur 
organisierte auf solche Weise um, dass die Komitate anwendbar wurden, Selbstver-
waltungsrechte zu üben und die Anweisungen der Zentralregierung vollzuziehen.28 Die 
Legislative stellte die Obergespanen, die von dem König aufgrund des Vorschlages des 
Innenministers ernannt wurden, an die Spitzen der Munizipien zwecks der 
Geltendmachung der Interessen der Regierung.29 Der Obergespan vertrat die Exekutivge-
walt auf der Mittelstufe und kontrollierte die Amtstätigkeit der Munizipien. Die gewählten 
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sából [Die Raumordnungsbestrebungen in Ungarn: Aus dem Aspekt von der staatsverwaltungsrechtlichen 
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Beamten mit der Führung des Vizegespans versahen die Verwaltungsaufgaben in den 
Munizipien.30 
Dagegen verdoppelte die mittelstufige Verwaltung in Cisleithanien, sich teilte die 
Positionen des Berechtigtes der Selbstverwaltung und des Vermittlers von der Staatsver-
waltung.31 Der Landeschef war verantwortlich für die Vermittlung der Staatsverwaltung 
auf der Mittelstufige der Verwaltung in dem Land. Er versah die nächste Aufgaben: er 
vertritt den Landesfürst auf dem festlichen Gelegenheiten, er vertritt die Regierung gegen 
die Landesversammlung, und er führte die Verwaltung des ganzen Landes. Der Landeschef 
war verantwortlich für die Amtstätigkeit der politischen Landesbehörde, und er führte die 
politische Landesbehörde als Einmann. Die politische Landesbehörde bestanden aus den 
Landesräten, die, wie die Landeschefs, von dem Monarch ernannt wurden. Sie holfen den 
Landeschef zur Versorgung der Aufgaben. Die Bezirkshauptmannschaften waren auch der 
politischen Landesbehörde untergeordnet. 
Die Landesversammlung übte die Rechte der Selbstverwaltung. Das Oktoberdiplom 
legte den befestigten Wirkungskreis der Landesversammlung fest, gemäß dessen die 
Länder die Geschäfte, die zur Wirkungskreise des Reichsrates nicht gehören, versahen. 
Die Länder konnten überdies die Vermögen und die ihnen einfließenden Steuern 
verfügen, die sie für öffentlichen Bau und allgemeines Bedürfnis aufwenden konnten, so 
sie kulturelle, sanitäre, künstlerische, wissenschaftliche, soziale Einrichtungen oder die 
Ausbildungsstätte errichten konnten.32 Daneben gehörten das Oberaufsichtsrecht der 




III. Der Vergleich der Charakteristiken von den zwei Bezirksstrukturen 
 
Ich möchte die österreichische und die ungarische Bezirksstruktur nach der Vorstellung der 
zwei Verwaltunsorganisationen vergleichen. Das Munizipalgesetz vertraute den Komitaten 
die detaillierte Ausarbeitung der Verwaltungsorganisationen wegen des Respekts der 
Selbstverwaltungstraditionen in Ungarn an. Die Generalversammlung hatte eine Deputation 
mit dem Vorsitz des Obergespans zu wählen, die die Entwürfe über die künftige Verwal-
tungsorganisation ausfertigen konnte. Dann sollte die Generalversammlung die Entwürfe 
bestätigen, von der diesen Beschluss dem königlichen ungarischen Minister des Innern 
vorzulegen war, um ihn zu genehmigen. Die Gliederung des Komitats in Bezirke und den 
Aufbau des Stuhlrichteramtes musste das Komitat mit dieser Weise festlegen. Das einzige 
Erfordernis war mit Beziehung auf die Bezirkseinteilung gemäß des Gesetzes, dass die 
Verwaltungsbezirke mit Berücksichtigung der Staatswahlbezirke ausgestaltet wurde. Die 
Staatswahlbezirke (országos választókerület) wurde gemäß des Gesetzartikels V von 1848 
                                                           
30  MÁTHÉ GÁBOR: Das institutionelle System des ungarischen Rechtsstaates und die Doppelmonarchie. In: 
MÁTHÉ GÁBOR (Hrsg.): Die Entwicklung der Verfassung und des Rechts in Ungarn. Dialóg Campus, Bu-
dapest, 2017. 432. p. 
31  REITER-ZATLOUKAL, ILSE: Die Österreichisch-Ungarische Monarchie 1867–1918. In: ARBEITSGEMEINSCHAFT 
ÖSTERREICHISCHE RECHTSGESCHICHTE: Rechts- und Verfassungsgeschichte. facultas.wuv, Wien, 2014. 216–217. pp. 
32  ULBRICH, JOSEF: Grundzüge des österreichischen Verwaltungsrechtes mit Berücksichtigung der 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes. Tempsty–Freytag, Prag–Lepizig, 1884. 51. p. 
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über das Staatswahlrecht aufgestellt.33 Die Gesetzgebung wollte eine Richtungsangabe mit 
dieser Methode für die Komitate geben, weil sich die Legislative in diesem Zeitpunkt nur 
auf diese Territorialeinteilung gemäß der Aprilgesetze stützen. Laut der Forschungen von 
József Ruszoly formte das Reichstag die Ausdehnungen der Staatswahlbezirke aus, dass sie 
die 30000 Bevölkerungszahl fassten.34 
Die geprüften Archivsquellen bewiesen,35 dass der bedeutende Teil der Komitate 
gemäß der rechtlichen Verfügung nicht vorging.36 Diese Munizipien ließen außer Acht 
die Berücksichtigung der Staatswahlbezirke, weil sie die Organisation, deren Zweck die 
Abwicklung der Wahl war, für unzweckmäßig hielten, diese Verwaltungsaufgaben zu 
versehen. Dieser Teil der Komitate darstellten, dass die Staatswahlbezirke nur einmal in 
jeden drei Jahren gelegentlich des Wahles nötig waren. Aber die Verwaltung verlangte 
regelmäßige, tägliche Verbindungen zwischen den Bewohnern und den Bezirksbeamten. 
Die Komitate achtete bezeichnenderweise auf seine Naturverhältnisse und die 
Kompetenzkreise der Bezirksgerichte.37 Dadurch wurde uneinheitliche Bezirksorganisatio-
nen zustandegebracht. Aus der geprüften Einheiten war die Größte Bezirk Békés mit 52159 
Einwohner,38 dagegen war die kleinste Einheit Bezirk Peselnek mit 5450 Einwohner.39 
Dagegen regulierte der Innenminister die Ausdehnungen der Bezirke durch eine 
Verordnung auf dem Gebiet von Cisleithanien. Das Innenministerium organisierte die 
unterste mittelstufliche Verwaltungseinheiten aus dem Jahr 1853 gemäß der neuen 
Bedürfnisse der Raumordnung um. Dagegen konnten wir nicht befunden, dass die Größen 
der Bezirke einheitlicher würde, wie das ungarische Verwaltungssystem.40 Bezirk Cilli 
                                                           
33  GA XLII von 1870, 91.§ a) über die Gliederung des Munizipiums die Bezirke des Stuhlrchters gestützt auf 
die Staatswahlbezirke; 
34  RUSZOLY JÓZSEF: Az országgyűlési népképviselet bevezetése Magyarországon (Az 1848: V. tc. létrejötte) [Die 
Einführung der Volksvertretung vom Reichstag in Ungarn (Das Zustandekommen des Gesetzartikels V von 1848)]. 
In: FAZEKAS CSABA (Hrsg.): Társadalomtörténeti tanulmányok. Bíbor Kiadó, Miskolc, 1996. 291–293. pp. 
35  Die geprüften Entwürfe: Ungarisches Nationalarchiv, Ministerium des Innern (Im Weiteren: MNL BM) 
K150 C/ Bündel 117. 17731/1871.; 17731Sz/1871.; 32702/1871.-Komitat Arad; 20171/1871.-Aranyosszék; 
21799/1871.; 28287/1871.-Komitat Bars; 21161/1871.; 31913/1871.-Komitat Békés; 17803/1871.-Komitat 
Csanád; 21068/1871.; 27282/1871.-Komitat Csongrád; 21272/1871.; 21265/1871.-Komitat Doboka; 
17808/1871.; 27079/1871.-Komitat Fejér; 22026/1871.; 34430/1871.-Komitat Felső-Fehér; 21800/1871.; 
29328/1871.-Fogaras Bezirk; 217981/1871.; 31267/1871.-Komitat Zala; Bündel 118. 23346/1871.; 
31726/1871.-Komitat Alsó-Fehér; 22592/1871.; 27001/1871.-Komitat Bereg; 23816/1871.; 32051/1871.-
Komitat Gömör und Kis-Hont; 28726/1871.; 31986/1871.; 33141/1871.-Komitat Hont; 23336/1871.- Hajdú 
Bezirk; 22499/1871.-Kővár Bezirk; 22336/1871.; 30172/1871-Komitat Veszprém. 
36  MNL BM K150 117. 17731/1871; 17731Sz/1871.; 32702/1871.-Komitat Arad; 20171/1871.-Aranyosszék; 
21068/1871.-Komitat Csongrád; 21272/1871.-Komitat Doboka; 22026/1871.-Komitat Felső-Fehér; 
21800/1871.- Fogaras Bezirk; 21798/1871.-Komitat Zala; 118. 22592/1871.-Komitat Bereg; 23816/1871.-
Komitat Gömör und Kis-Hont. 
37  PÉTERVÁRI MÁTÉ: A járások polgári kialakítását befolyásoló tényezők az 1870: XLII. tc. végrehajtása so-
rán [Die einwirkende Faktoren der rechtsstaatliche Umbildung von der Bezirke im Lauf der Vollziehung 
von dem Gesetzartikel XLII von 1870]. In: P. SZABÓ BÉLA – ZACCARIA MÁRTON LEÓ – ÁRVA ZSUZSANNA 
(Hrsg.): Profectus in litteris IX. Debreceni Egyetem Marton Géza Állam- és Jogtudományi Doktori Iskola, 
Debrecen, 2018. 239–240. pp. 
38  MNL BM K150 117. 21161/1871. 
39  MNL BM K150 117. 22026/1871. 
40  101. Verordnung des Ministers des Innern vom 10. Juli 1868, die Dürchführung des Gesetzes vom 19. Mai 
1868 (Reichs-Gesetz-Blatt Nr. 44) in Böhmen, Dalmatien, Österreich unter und ob der Enns, Steiermark, 
Kärnthen, Bukowina, Mähren, Schlesien, Tirol und Vorarlberg, Istrien, Görz und Gradiska betreffend. RGBl. 
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(Herzhogthum Steiermark) hatte 116114 Einwohner, aber Bezirk Lilienfeld 
(Erzherzhogthum Oesterreich unter der Enns) hatte zusammen 21538 Einwohner. Die 
Arbeit von Karl Gutkas legte die durchschnittliche Ausdehnungen der Bezirkshaupt-
mannschaften in Cisleithanien fest:41 1000 km2, drei Bezirksgerichte, 90 Gemeinde, 
aber die Bezirke wesentliche Divergenzen von diesem durchschnittlichen Bezirk 
zeigten.42 Wir können es damit erklären, dass die Gebiete der Länder sehr divergent 
waren, aber die Verwaltungseinheiten Veränderlichkeiten auch innerhalb der einzelnen 
Länder zeigten. 
Daneben lohnt es sich, das Verhältnis von den Bezirksgerichte und Verwaltungsbezirke 
in den zwei Hälften der Österreichisch-Ungarischen Monarchie zu prüfen. Die zwei Raum-
aufteilungen wurden ganz unabhängig in dem Königreich Ungarn ausgebildet. Die 
Munizipien bemessten die Gebiete der Verwaltungsbezirke, aber das Justizministerium 
sorgten für die Raumaufteilung der Bezirksgerichte. Die lokale, partikuläre Interesse 
kamen zur Geltung in der Verwaltung, aber die lokale Ordnung der Rechtsprechung baute 
gemäß der einheitlichen, zentralen Anschauung aus. Dagegen bestrebten sich mehrere 
Komitate nach der Vergleichung der Administrationsorganisation mit den Kompetenz-
kreise der Bezirksgerichte.43 Das Justizministerium achtete nicht die Komitatsgrenzen 
während der Ausbildung der Bezirksgerichte, deshalb konnte das Ministerium ein 
einhetilcheres Organisationssystem bestimmen, das bei der Verwaltungsbezirke nicht 
möglich war. Wir können bemerken, dass die Ausdehnungen der Bezirksgerichte typisch 
größer in Ungarn, als die Verwaltungsbezirke. 
Dagegen passte die Regierung den Bezirksgerichte die Verwaltungsbezirke in 
Cisleithanien an, weil beide Ausbildungen in dem Hand der Verwaltung waren.44 Die 
Bezirkshauptmannschaften wurden aus der früheren Bezirksämter in Neoabsolutismus 
ausgeformt, aus den zwei oder drei entsprechend die lokale Ansprüche vereinigt wurde.45 
Die Sitze der Bezirksgerichte blieben die Zentralen der früheren Bezirksämter.46 Die 
Kompetenzkreise der Bezirksgerichte waren kleiner, als die Gebiete der Verwaltungs-
bezirke, in der cisleithanischen Reichshälfte. Diese Charakteristik war gegensätzlich, wie 
in Ungarn. 
                                                           
Jahrgang 1868. 287–305. pp.; 102. Verordnung des Ministers des Innern vom 10. Juli 1868, die Dürchführung 
des Gestzes vom 19. Mai 1868 (Reichs-Gesetz-Blatt Nr. 44) über die Einrichtung der politischen 
Verwaltungsbehörden in Galizien, Salzburg und Krain betreffend. RGBl. Jahrgang 1868. 306. p. 
41  GUTKAS, KARL: Geschichte der regionalen Verwaltung in Österreich, in: GUTKAS, KARL – DEMMELBAUER, 
JOSEF (Hrsg.): Die Bezirkshauptmannschaft gestern und heute. Amt der NÖ Landesregierung, 
Landesamtsdirektion, Wien, 1994. 19. p. 
42  Der Author bezeichnete nicht die Quelle dieser Information, deshalb ist es nicht eindeutig, dass das 
Innenministerium diese Angaben benutzte, oder der Author zählte mit der Ausmittelung der Angaben von 
Cisleithanien und der Zähle der Bezirke aus. Das Fehlen der Quellen hinweist auf das, dass es die zweite 
Lösung ist. 
43  MNL BM K150 117. 21161/1871.-Komitat Békés; 118. 23816/1871.-Komitat Gömör und Kis-Hont; 
26616/1871.-Komitat Pozsony; 22592/1871.-Komitat Bereg; 22336/1871.-Komitat Veszprém. 
44  CONDITT, GEORG: Die Entwicklung der territorialen Gliederung des Landes Niederösterreich. Raumordnung 
aktuell 1982/4. 5. p. 
45  REITER-ZATLOUKAL 2014, 217. p. 
46  STUNDNER, FRANZ: Zwanzig Jahre Verwaltungsaufbau – Die Entstehung der Bezirkshauptmannschaften 
(1848–1868). In: JOHANNES, GRÜNDLER (Hrsg.): 100 Jahre Bezirkshauptmannschaften in Österreich. 
Selbstverlag der österreichischen Bundesländer, Wien, 1970. 26–27. pp. 
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Der Gesetzartikel XLII von 1870 fixierte nicht die Sitze der Bezirke in Ungarn. Das 
Gesetz regulierte nur, dass die Bezirksbeamten verpflichtet waren, in dem Gebiet des 
Bezirkes zu wohnen.47 Deshalb fixierte die Mehrheit der Komitate nicht die Sitze der 
Bezirke während der Vollziehung des Gesetzes. Ausnahmen dieser Feststellung waren Fo-
garas Bezirk, Komitate Csongrád und Békés, die Zentralen der Bezirke regulierten.48 
Dagegen bestimmten die Verordnungen die Sitze der Bezirkshauptmannschaften in 
Cisleithanien, die mit den Nennungen der Territorialeinheiten zustimmten.49 
Die zwei Verwaltungsorganisationen zeigten wesentliche Ähnlichkeit in der 
Behandlung der Großstädte innerhalb des Bezirkes. Die munizipalrechtliche Städte bildete 
selbständiges Munizpium in Ungarn, deshalb waren sie die Teile der Komitate nicht. Die 
Stadtgemeinden (rendezett tanácsú város), die regelmäßig kleinere Einwohnerschaften 
hatten, waren unter der Oberhoheit der Komitate. Diese Gemeinden funktionierten ein 
selbstständiges Bezirk, deshalb sie die Ausfertigung der Bezirksaufteilung auch nicht 
geachtet wurden. Die Städte mit eigenem Statut konnten die Bezirksaufgaben in 
Cisleithanien erfüllen, deshalb diese Statutarstädte aus den Bezirkshauptmannschaften 
ähnlich, wie in Ungarn, ausgenommen waren.50 
Eine interessante Frage in Verbindung der Bestimmung des Bezirksgebietes war, welche 
Organe Recht für die Veränderung der Bezirkskompetenzkreise hatte. Das Innenminis-
terium konnte die Bezirksgebiete in Cisleithanien ändern.51 Die Munizipalausschuß 
hatten Wirkungskreis in Ungarn, in diesem Geschäft zu entscheiden, aber es war 
notwendig, dass das Innerministerium diese Entscheidung genehmigen musste.52 
Nach dem Ausgleich verwirklichten die Trennung der Verwaltung und der 
Rechtsprechung in den beiden Staaten. Károly Csemegi, der Verfasser des Gesetzartikels IV 
von 1869, wies hin, dass der problematischeste Teil der Trennung von der zwei Gewalten 
die Festsetzung der Schranke zwischen den Geschäfte der Rechtsprechung und den 
Verwaltungsgeschäfte war. Er setzte auf, dass weder das geschriebene Gesetz noch 
heimatliche Rechtswissenschaft mit dieser Frage beschäftigten,53 deshalb sollte die Praxis 
diese Regelung ausbilden.54 Diese Probleme tauchte nicht in Cisleithanien auf, weil die 
Wirkungskreise der Bezirkshauptmannschaften nach dem Ausgleich bestimmten, dass 
diese Organe die taxative aufgezählte Verwaltungswirkungskreise aus der Verordnung im 
                                                           
47  EREKY 1910, 99. p. 
48  MNL BM K150 117. 21068/1871.; 21161/1871.; 21800/1871. 
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1869/7. 288–291. pp. 
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Jahr 1853 übernahmen.55 Die Regierung entzog die in dieser Rechtsnorm auch 
aufgezählte Wirkungskreise in Verbindung der Rechtsprechung und der Steuerver-
waltung von diesen Organe. Die österreichische Regulierung ordnete also die Frage 
entsprechend, aber die pünktliche Festlegung von den Wirkungskreise der Stuhlrichter 
in der Rechtsnorm unterblieb in Ungarn. Die Komitate konnten über die Regulierung der 







Aufgrund der Vergleichung der ungarischen und österreichischen Bezirksorganisationen 
konnten wir eindeutig konstatieren, dass Verwaltungsorganisation von Cisleithanien das 
auf die Zentralregierung zurückführbare Zentralismus baute, dagegen trugen die 
ungarische Stuhlrichterämter die Zeichen der Selbstverwaltung gemäß der historischen 
Traditionen. Die ungarische Regierung wurde also umsonst in dieser Epoche oft 
angeschuldigt, dass die Regierung nach dem Zentralismus bestrebte, wenn wir die 
ungarische Verwaltung mit der österreichischen Reichshälfte vergleichen, konnten wir 
festlegen, dass die lokale Selbstverwaltung besser zur Geltung in Ungarn machen 
konnte. Deswegen passte die österreichische Regierung einem wichtigsten Grundsatz in 
der Epoche, der Einheitlichkeit der Verwaltungsorganisation effektiver. Diese Methode 
in Cisleithanien war produktiver bei der Fixierung der Sitze, und der Übereinstimmung 
der Verwaltungsbezirke mit der anderen Einheiten der Staatsorganisation. Aber die 
Verwaltungen der zwei Staaten zeigten keine Differenz in der Bestimmung der 
gleichgrößen Verwaltungseinheiten, weil das Bezirksstruktur der beiden Staaten 
divergente Größe war. Der Grund konnte dieser Charkteristik sein, dass die natürliche 
und geographische Faktoren bei der Raum-aufteilung sehr wichtig war, deshalb war 
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1868. 78. p. 
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A JÁRÁSI FŐNÖKSÉG ÉS A SZOLGABÍRÓI HIVATAL – 





Ferenc József a birodalom egységesítésére vonatkozó tervét a közigazgatásra vonatkozóan 
a neoabszolutizmus korszakában az 1853 januárjában megjelent rendeleteivel valósította 
meg, ezáltal azonos adminisztratív szervezet jött létre az Osztrák Császárság területén, 
amely magában foglalta a magyar és horvát tartományokat is. Az uralkodói pátensek egy-
ségesen a „vegyes” járási hivatalokban összpontosították az igazságszolgáltatási, közigaz-
gatási és adóbehajtási feladatokat az alsó középszinten. Az októberi diploma kiadásáig 
maradt ilyen módon egységes a birodalmi közigazgatás, mivel azt követően jórészt hely-
reállították a rendi kori államszervezetet Magyarországon és Horvátországban. 
A kiegyezést követően az Osztrák-Magyar Monarchia mindkét birodalomfelében a 
polgári korszak elvárásainak megfelelő reformok történtek, ám a neoabszolutizmus egy-
ségesítő törekvései ellenére lényegesen eltérő területi közigazgatás szerveződött. Ennek 
következtében tanulmányomban az osztrák közigazgatási szervezetet a magyar megol-
dásokkal hasonlítottam össze a fő hangsúlyt a járási szintre fektetve. Az 1868. május 
19-én kiadott 44. számú törvény hozta létre Ciszlajtániában a járási főnökségeket 
(Bezirkshauptmannschaft), amelyeket az 1870:XLII. tc. nyomán Magyarországon ki-
alakított járási szervezettel vetettem össze. Mindkét közigazgatási szervezet esetében a 
jogalkotó ekkor valósította meg először következetesen a közigazgatást és igazságszol-
gáltatást egymástól elválasztó alapelvet. 
Az összehasonlításból egyértelműen kitűnik, hogy Ciszlajtánia közigazgatási szer-
vezete a központra visszavezethető centralizmusra épült, míg a magyar szolgabírói hiva-
talok a történeti hagyományoknak megfelelve az önkormányzatiság jegyeit viselték ma-
gukon. A korszak egyik legfontosabb alapelvének a közigazgatási szervezet egységesí-
tésének hatékonyabban tudott ennek köszönhetően a bécsi kormányzat megfelelni. A 
székhelyek meghatározása, a közigazgatási járások más államszervezeti egységekkel 
való összhangjának biztosítása esetében produktívabb volt a Ciszlajtánia esetében köve-
tett módszer. Az azonos méretű közigazgatási egységek kialakításában viszont nem mu-
tatott különbséget a két állam közigazgatása, mivel mindkét állam járási szervezete elté-
rő méretű közigazgatási egységekből épült fel. Ennek oka az lehetett, hogy a területi be-
osztás meghatározásakor a természeti, földrajzi tényezők a meghatározók, így kevésbé 
jelentős, hogy milyen szerv jogosult e feladatra. 
 
